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Politische Bildung: ein ,,schulfach zweiter lflasse"
. IIANNES REINHARDT

zwd Beilin. ln Zeitep^, in denen sich die Welt im Wandel befindet, müssen Schüler*innen in die Lage versetzt

werden, eine demokratische Identität zu entwickeln. In ihrer Suche nach Antworten auf Rechtsextremis-

mus und zunehmende Gewalt ebenso wie auf Klimawandel und Digitalisierung mu§§ die Schule ihnen eine

pädagogische Leitplanke bieten - durch Demokratiebildung. Doch das Thema fristet, wie Studien zeigen, im

Schulalltag ein Schattendasein. Politik, Gewerkschaften und Gesellschaft sind herausgefordert.

ie Ende des vergangenen Jahres vorgestellten Ergebnisse

einer Befragung des Berliner Instituts fiir Gesellschafts-

forschung im Auftrag der Bertelsmann-Stiftung unter mehr als

I .200 Lehrkräften zeigen eine durchaus bedenkliche S ituation

an den deutschen Schulen auf. Demnach ist die Demokratie-

bildung flir nahezu alle Lehrkräfte (96 Prozent) nur von mitt-

lerer Bedeutun g. Zwar gaben fast drei Viertel von ihnen an,

selbst einen demokratischen Umg angmit ihren Schüler*innen

zu pflegen und eine Orientierung an Werten wie Respekt, Fair-

ne s s und Gleichb ehandlung zu verrnitteln. Unterrichtsformate,

die Demokratiebildun g sttitzen, wie etwa die Teilnahme an

S chüler* innenparlamenten, Proj ektwochen mit Fragen zv D e-

mokratieentwicklung oder ein,,D emokrat ietag" werden j edoch

nur von 1,3 Pro zent der Lehrkräfte umfassend eingesetzt. We-

niger als zehn Prozent von ihnen gaben zudem an, dass ihre

Schüler*innen mit solchen Formaten der Demokratiebildung in

den letzten zwölf Monaten Erfahrungen machen konnten.

Dazvkommt, dass sich nur rund die Hälfte der Befragten von ih-

ren Schüler*innen in diesem Zeitraumein systematisches Feed-

back eingeholt hat, in dem die Schüler*innen auch Kritik am

Unterricht üben durften. ,,Die Möglichkeiten flir Schüler*innen,

sich im SchuLalltagdemokratisch zu beteiligen, sind noch aus-

bauftihig", heißt es dementsprechend in der Bertelsmann-Stu-

die,,Demokratiebildung in Schulen".

ll[eiterbildung de] Lehrkrätte spielt zu geringe Rolle

Als mögliche Ursache nennt sie, dass entsprechende Inhalte

bei Fort- und Weiterbildungen für Lehrkräfte kaum eine Rolle

spielen: So haben sich lediglich 16 Prozent der Befragten im
Lehramtsstudium mit politischer B ildung und Demokratiever-

mittlung intensiv auseinandergesetzt. Im Referendariat sinkt der

Wert auf 13 Prozent und in der Weiterbildung ist das Thema

nur für 18 Pro zent von hoher Relevanz. ,,Hier sind die Län-

der gefr agt, um entsprechende Qualifi zierungsangebote aus-

ztfu auen . Ab er au c h ziv ilges e 1 1 s c h aftl i c h e Ak-
teure könnten durch Projekte und Programme

einen Beitrag leisten", sagte Brigitte Mohn
vom Vorstand der Bertelsmann- Stiftung.

Das im März veröffentlichte ,,Ranking Po-

litische Bildun g 2018" von Prof. Reinhold

Hedtke (Foto Seite 17 oben links) und Ma-

hir Gökbudak von der Universität Bielefeld
zeigt, dass Politische Bildung in den Schulen

deutlich schwächer vertreten ist als beispiels-

weise Geschichte und Geografie. Sie doku-

mentiert jedoch auch erneut erhebliche Un-

terschiede im Ländervergleich. So sehen Ba-

yeffi, Thüringen und Berlin wie auch beim

Ranking des Vorjahres im Stundendeputat

die geringste Zeit flir Politische Bildung vor,

Schleswig-Holstein und Hessen stehen erneut

an vorderster Position. ,,Für die Mehrheit der

Landesregierungen ist Politische Bildung an-

scheinend ein Schulfach zweiter Klasse", ta-
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sümierte Prof. Hedtke. Bei einer Anhörung des Bildungsaus-
schusses des nordrhein-westftilischen Landtags, bei der ein
Antrag der Fraktionen von SPD und Gninen ntr Erhöhung der
Demokratiebildung im Unterricht behandelt wurde, wies er auf
den Verfassungsrang politischer Bildung in NRW hin.

Folitische Bildung: n,§Ghulfach zweiter K!as$so'?

Dass flir ökonomische Themen wesentlich mehr Lemzeitntr Ver-
fligung stehe als für politische Themen sei angesichts dessen ein

,,erstaunlicher und befremdlicher B efund''. Die Regierungsparteien

von CDU und FDP hätten im Gegensaantthrer praldtzierten Po-
litik in ihren Wahlprograrnmen noch die Stärkung der politischen
Bildung versprochen. Hintergrund des Oppositionsantrags war die
Entscheidung der Landesregienxlg, das Fach,,Politik/Wirtschaft"
sfärker ökonomisch auszurichten und fortan als ,,Wirtschaft-Po-
litik' in die Lehrpläne aufztrnehmen (siehe auch unsere Länder-

übersicht auf Seite 19).

Neben den Unterschieden zwischen den Ländern hängt der Um-
fang von Politik- und Demokratiethemen im Unterricht auch von
der Schulform ab, wie Prof,'in Sabine Achour (Foto oben rechts)

und Susanne Wagner in ihrer Studie ,,'Wer hat, dem wird gege-

ben." (Juni 2019) im Aufkag der Friedrich-Ebert-Stiftung fest-

stellten. Dafiir wurden knapp 3.400 Schülersinnen an99 Schulen
in den Klassen 9-13 verschiedener Schulfonnen (Gymnasien, son-

stige allgemeinbildende Schulen, berufliche Gymnasien und Be-
ruß- und Berußfachschulen) befragt. So sei die Politik- und De-
mokratiebildung 

^tvar 
ein zenlraler Auftrag von Schule. Den Er-

gebnissen zufolge profitieren jedoch vor allem Schüler*innen an

den Gymnasien, welche häufiger aus bildungsnahen Elternhäusern

kommen und über ein höheres kulturelles sowie oft auch soziales
Kapital verfiigen, nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ von
den hochwertigeren Angeboten der politischen Bildung. Kulturell
benachteiligten Schüler*innen biete das System Schule hingegen
ke inen gleichb erechti gte n Zugang. D i e s e ungle ichen Teilhab emö g-
lichkeiten an politischer Bildung spiegelten sich auch in den poli-
tischen Einstellungen der Schüler*innen wider. So zeigten sich Ju-
gendliche, die kein Gymnasium besuchen, deutlich kritischer bei-
sp ielswei se ge genüber Flüchtlingen sowie Mens chen mus limi schen

oderjüdischen Glaubens. ,,Gerade hier sollten daher die hochwer-
ti gen Angebote politischer B ildun g zttmTragen kommen", schrei-
ben die Autorinnen.

Der Kultusministerkonferenz (KMK) ist die Problematik
des stiefmütterlichen Daseins politischer Bildung im Schulun-
terricht derweil durchaus bekannt. Sie hatte im Oktober 2018,
u'enige Wochen vor der Vorstellung der erwähnten Bertels-
rrlann-Studie, überarbeitete Empfehlungen (,,Demokratie als
Zrel, Gegenstand und Praxis historisch-politischer Bildung und

Erziehung in der Schule" und ,,Menschenrechtsbildung in der
Schule") zur Stärkung der entsprechenden Lerninhalte ver-
öffentlicht. Damit will die KMK ,,veränderten gesellschaft-
lichen Rahmenbedingungen und aktuellen politischen He-
rausforderungen" Rechnung tragen ,,Wir sehen es als eine
wichtige gesellschaftliche Aufgab e ar\ Lehrkräfte in ihrem
B emüh efi zltlr D emokrati eb i 1 dung, der Erz i ehun g zu M eni chen -

rechten und im Eintreten flir Tol eranz, Respekt und Mitmensch-
lichkeit im Sinne des Grundgesetzes zu unterstritzerl", hatte
der damalige KMK-Präsident Helmut Holter (Linke) seiner-
zeit erklärt. Demokratie brauche überzeugte und engagierte
Demokrat*innen. ,,Daraus leitet sich ein konkreter Bildungs-
auftrag für die Schulen ab." Demokratiebildung war auch der
Schwerpunkt seiner einjährigen Amtszeit gewesen.

no German Dream" : Werhehotschafter*i nnen
heseistern für demokratische tüerte
Die Jubiläen 100 Jahre Weimarer Verfassung, 70 Jahre Grund-
gesetz und 30 Jahre friedliche Revolution in der DDR erin-
nerten daran, dass Kinder und Jugendliche ein Wertesystem be-
nötigter\ an dem sie sich orientieren könnten, betonte Holter.

Hier setzt die am 4. Juni offiziell gestartete überpartei-
liche Initiative,,GermanDream" afi. Mithilfe prominenter

,,Werbebotschafter*innen" will sie mit Jugendlichen an rund
1.000 Schulen in den direkten Austausch treten, um die Werte
des Grundgesetzes erlebbar zu machen. Zu thnen gehören ne-
ben Politiker*innen auch Prominente aus Medien und Gesell-
schaft, die jungen Menschen anhand ihrer eigenen Biografien
zeigenwollen, dass sich das Eintreten für demokratische Werte
lohnt. Zudem sollen die Schüler*innen durch die populären

Stellten die lnitiative ,,GermanDream" im Haus der Commeabank neben dem

Brandenburger Tor vor: Cem Özdemir (MdB, Grüne), FDP-Generalsekretärin Linda

Teuteberg, Gründerin Düzen Tekkal, die CDU-Vorsiüende Annegret Kramp-Kar-

renbauer und SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil (v.l,n.r.).
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Botschafter*innen ermutigt werden, im Rahmen der freiheit-

lich-demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik ih-
ren eigenen Weg zu gehen und ihren persönlichen Träumerrzut

folgen. Bereits seit dem vergangenen Jahr konnten Menschen

in den sozialen Netzwerken unter ,,#GermanDream" ihre po-

sitiven Erfahrungen in einem als offen und tolerant erlebten

Deutschland teilen. ,,Der GermanDream richtet sich an alle Ein-

wohner Deutschlands, unabhängig von ihrer Herkunft oder ih-

rem Geschl echt", betonte die Initiatorin Güzen Tekkal.

Das Thema Demokratiebildung und -erziehung im Unterricht

hat auch die Bildungsgewerkschaft GEW in den Fokus gerückt

und sich im März dieses Jahres mit einem Forderungskatalog

flir eine Stärkung der entsprechenden Inhalte in den Lehrplä-

nen an die Öffentlichkeit gewandt.

n,tlof$elsmarer Erklär$ng": §EIfi§ SIht Antuuort auf

o,Fehlenturickluns" hei politischer Eilduttg

Die GEW stützte sich dabei auf die von fast 100 Expert*innen

aus Wissenschaft und Bildung im Oktober vergangenen Jahres

erarbeitete ,,Hofgeismarer Erklärun g" -,,als eine Antwort auf die

festgestellte Fehlentwicklung bei der politischen Erziehung" mit

dem Ziel,,Demokratie lernen und leben". Strukfurelle Defizite
wie die in den Ländern höchst unterschiedliche Behandlung des

Unterrichtsfaches Politik hätten eine Marginalisierung des poli-

tischen Unterrichts in der Schule bewirkt, erklärte die GEW. So

schwankt nach eigenen Berechnungen der Gewerkschaft die Zahl

der Unterrichtsstunden beispielsweise an Gymnasien zwischen

4,4Prozentin Hessen bis zu lediglich 0,5 Prozentin Bayem. Zu-

dem müsse Demokratieerziehung aufgrund des mangelndenAn-

gebots an Fachkräften sehr häufig fachfremd unterrichtet werden

und werde somit oft nicht in angemessenen Rahmen veffnittelt,

kritisierte GEW-Chefin Marlis Tepe. Laut der Hofgeismarer Er-

klärung muss unter anderem in die Ausbildung im Lehramtsstu-

dium investiert werden, der Mangel an Fachlehrer*innen getilgt

sowie die Stundenanzahl flir politische Bildung an Schulen in
allen Bundesländern erhöht werden, uffi diese Fach in der schu-

lischen Realität zu verankern. Ziel, müsse es sein, ein Bildung-

sangeb of nt schaffen, durch das Schüler*innen auf einer fach-

lich fundierten Basis mit entsprechend qualiftzierten Lehrkräften

grunds ätzlicheund aktuelle Fragen diskutieren können. ,,Gerade

nt Zeiten von Fake News und Informationsbeschaffrrng im In-

ternet ist es besonders wichtig, Schülern gute politische Bildung

und Hintergründe zu lieferfi",betonte Bernd Overwien, Professor

flir Didaktik der politischen Bildung aL der Universität Kassel

und Mitautor der Hofgeismarer Erklärung (siehe auch unser In-

terview ab SeiteZ}). Mitte Juni nahm die Bildungsgewerkschaft

das Thema im Rahmen eines Pressegesprächs erneut auf.

Erstmals eigene llemokratie-Ahteilung im BtuIF§FJ

Adress at all der Forderungen ist neben den Ländern auch das

Bundesjugendministerium (BMFSFJ). Dort gibt man an, sich

der Wichtigkeit des Themas bewusst zu sein: ,,Demokratie ist

keine Selbstverständlichkeit, wir müssen jeden Tag neu dafur

sorgen, dass sie gestärkt wird und erhalten bleibt", erklärte Minis-

terin Franziska Giffey (SPD). So gibt es seit Fe-

bruar 2019 erstmals in der Geschichte des Res-

sorts eine eigene Abteilung fur ,,Demokratie und

Engagement". Bislang war die Zuständigkeit in ei-

ner anderen Abteilung mitverortet, eine Entschei-

dung von Giffeys Vorgängerin Manuela Schwe-

sig (SPD). Die neue eigene Abteilung sei das klare

Bekenntnis fiir die wachsende Bedeutung dieser

Aufgabe, betonte Giffey. ,,Wir stärken damit auch

dauerhaft denen den Rücken, die sich vor Ort für
Demokratie und ein friedliches Miteinander ein-

setzen und zeigen: Demokratieforderung ist eine

ge s ell schaft liche D aueraufgabe. " S chwerpunkt der

neuen Abteilung ist das Bundesprografitm,,Demo-

kratie leben", das seit2015 das zivtl,gesellschaft-

liche Engagement fiir unsere Demokratie und ge-

gen jede Form des Extremismus untersttitzt. Bun-

desweit werden mehr als 600 Projekte durch das

Programm gefordert. 115,5 Millionen Euro ste-

hen in diesem Jahr 16 Landesdemokratiezentren

und 26A Partnerschaften fur Demokratie dafiir rur
Verfligung. Im vergangenen Jahr hatte Giffey ent-

schieden, das Programm zv entfristen und es damit

über das Jahr 2019 hinaus fortzufuhren. In diesem

Jahr soll darüber hinaus die Deutsche Engagement-

stiftung (DES) gegründet werden. Sie soll in sechs

Handlungsfeldern u. a. di e Themen Nachwuchs ge -

winnung, digitale Bef?ihigung von Fach- und Füh-

rungskräften, Koordination von Kooperationsver-

bünden und Erfahrungstransfer bearbeiten. I

Uolkshoc,h§ehuleffi 'SG§t .t tI$ Jahrem flrtt Eefeffis,r §sffi§,kretle

Auch in der Erwachspnenbildtlng spielt die Vermittf g von demo,$ sS Wer

ren eine große Rolle. So lry da§ Credo'def Vo$qqfuc§qlen, d sches Be-

,wusstseinzufordern#den.gesell§CäaftlichenZusa alt,zu'sfärken'lÜCIJ

nach der Gründung der erstenVolkshochschulen gedachte der Deutt.l: Volkshoch

schulverband (D:Vlt am i4jFeb rrut einem Fest# dioser Jlichtiius. Vor

rund 600 Gesten äu§ Politik B,il und Zi l§esellschaft, die deiDrYY in dieFry
futer Paulskirche ät§dle,ffi*ggder d*ut*@ Demol«atie" geladen hatte, stellten

.sieh die Volkstoqh§@en@,, Verbände agch derFffi nach den aktrl lenHe-

rrusforderungen in einer Zürtzunehme-nder geseltrsohaftlicherDisparilflen e'

rnokratiegefiihrdend Orientieryngen. Fesfr-efuef w'ar &r 
lrä§ident 

d*t_F Ytt-
fassungsgerichts, Pr %ß . hle. ByyrysidentinAnnegret Kramp-Kar-

rruerhd anschließ$
die Bede g der,.,,\ lks-
hochschulen C Oi. Integra-

tion betont: ,,Menschen mit
unterschiedlichen urrd auch

ge gens ätzhchen Intere s s en,

Werten und Haltungen kön-

nen si dort übef wichtige

gesellschafttiche Entwick-
lungen auseinandersetzen,

,pffiüns' oberbüigermelster"Foldmann' (SPD), DW-vorr- Kömpr §§e au§hande

stänasvorsiuonUernr. ErnstDierer.Rbs$mann{SpD},'DHl+rä§Heffiih 'und i6*,rogen flir unser
Annegret fiamp-fanenbauer (CD!J) unO eunOesverfassungsgerichts- Z";r;rriäb.r, finden.,,
Präsident Prof. Andreas Voßkuhle (v.l.n.r.). 

Solche Struktur.r, ,eier, fü,

ei kbe@e ne ä @# ässllch rhres 109iji!4gr', Bestehens

#-äfu die rfolkshoehschd* alAbeso s Zeiöhen für eine lebendig: *1 slar§
Deäokratie setzen: IJnter dem ,, nlebe3 zusallrllenhaljg1- leraf
stält sie am 20. Septe züLg die bundeswejt erffi Lan§e Nächt du Vo,ll«shoch-

schulen. lard/hrl
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Demokratiebildung: Was tut sich in den Ländern?
Sachsen: lm Män2016 verabschiedete die schwarz-
':t: Staatsregierung das ,,Maßnahme-Paket für ein

s:arkes Sachsen", in dessen Rahmen auch die po-

:sche Bildung sowie die Demokratie gestärkt wer-
len sollten . Dazu wurde u.a. an den 0berschulen
Jas Modul ,,Umgang mit Wahrnehmung und Wahr-

ililiililil'" r,1,,' I::r_f 1 das von Lehrer*innen gemeinsam mit Richter*innen
r,'rr iär:,=-,,,ält*innen im Unterricht umgesetzt wird. Zum Schul-
iirii "r : : 

- : ' : illgte u.a. das Modul ,,Wehrhafte Demokratie". Auf der
;;r 

..,'"r:l 
$:E ; - rs Eckpunktepapiers vom Dezemb er 2018, welches u.a.

I,lrri: : 
*t[*:- 

-]gen der KMK zum Thema aufnimmt, wurden zudem die

.;ll"** r*r': -r: dern Ziel der Stärkung des Bereichs politische Bildung
,, " r-'?Tr*t:l 'Wie das Kultusministerium dem zwd mitteilte, werden
llli'',r:'i ;: .:"l kommenden Schuljahran den allgemeinbildenden Schu-
ri:i i : ,"* -"Een kOmmen. ,

Brandenburg: Die Schulen sind verpflichtet, De-

mokratiebildung als übergreifendes Thema in ihrem

schulinternen Curriculum zu verankern. Der Fachplan

zur Politischen Bildung sei zum Schuljah r 2017118 neu

erstellt worden, erklärte das Bildungsministerium auf

Anfrage des zwd. Beispiele für Programme, in deren
: i,"r*:" die Schüler*innen darüber hinaus die Möglichkeit erhalten,
]-i': - seibstbestimmte Mitwirkung in schulischen, lokalen und globa-

{'- ' :""[exten die Wirksamkeit des eigenen Handelns zu erfahren, sind
::r -:rionvahl, die von vielen Schulen in Brandenburg vorbereitet wird,
.,tE' cas Projekt ,,Schule ohne Rassismus - Schule mit Courage".

Thüringen: Die Stärkung der Demokratiebildung bil-

det einen Schwerpunkt der im Juni verabschiedeten

Schulgeseünovelle (der zud berichtete). Mit nur einer

Wochenstunde Sozialkunde im Lehrplan ist Thüringen

zuneilbundesweit Schlusslicht bei der politischen Bil-

dung. Zudem hat die rot-rot-grüne Landesregierung im
:"1hjahr eine ,,Landesstrategie zur Mitbestimmung junger Menschen"

':rabschiedet. Damit werden die vielfältigen Ansäüe, Methoden und
:rgebote auf kommunaler und auf Landesebene zu einer Gesamtstra-

":gte des Freistaates zusammengefasst, wie das Bildungsministerium

rem zud miüeilte. Minister Helmut Holter (Linke) betonte, neben dem

authentischen Lernen, wie beispielsweise an Erinnerungsorten, sei auch

das eigene Erleben von Demokratie wichtig. ,,lch will, dass Kinder und

Jugendliche früh lernen, wie Mitbestimmung funktionieft."

Niedersachsen: lm September 2018 hatte die nie-

dersächsische SPD-Fraktion eine Aktuelle Stunde zum

Thema ,,Wehrhafte Demokratie in einer wachsamen

Gesellschaft stärken" (Drs. 1811577) beantragt. Hin-

tergrund waren die seinezeit stat[findenden Ausschrei-

tungen von Rechtsextremisten nach einem vermeint-

lichen Tötungsdelikt durch einen Asylbewerber in Chemniü. ,,Unsere
freiheitliche demokratische und offene Gesellschaft hat Gegner, denen

es heute und in Zukunft die Stirn zu bieten gilt. Also stehen wir als Abge-

ordnete, als Demokraten auf und zeigen hier deutlich: Wir sind mehr!"
sagte die SPD-Fraktionsvorsi?ende Johanne Modder im Plenum lhre

Amtskollegin von den Grünen, Anja Piel, wies ln lhrer Rede darauf hin,

dass es wehrhafte Demokratie und eine starke Zivilgesellschaft nicht

zum Nulltarif gebe. ,,Wir brauchen in unseren Haushaltsberatungen auch

einen guten Blick darauf, welche Strukturen wir sichern, um weiter dafür

zu sorgen, dass politische Bildung stattfinden kann", betonte sie.

ßITDUNG & TUISSCNSCHRTT

Nordrhein-Westfalen: lm Dezember 201 B haben die

Fraktionen von SPD und Grünen einen gemeinsamen

Antrag (Drs. 1714441) in den Landtag eingebracht,

um der Demokratieförderung einen besonders hohen

Stellenwert in der Schulbildung zukommen zu lassen.

Bislang variierte die UmseEung der entsprechenden

Unterrichtsinhalte in den Gesellschaftswissenschaften in NRW in
Abhängigkeit der Schulform. ,,Dass der Besuch der Schulform über den

Grad der Demokratiebildung entscheidet und unsere Schülerinnen und

Sc h ü ler m it u ntersch iedlic hen Voraussetu n gen u n d Kom petenzstufen

in Bezug auf die eigene Urteilsfähigkeit ausstattet, ist inakzeptabel",

heißt es unter dem Titel ,,Mehr Demokratie wagen - Stärkung der
Demokratiekompetenz in der Schule als Garant für eine demokratische

Gesellschaft". Darin wenden sich die beiden 0ppositionsfraktionen
gegen den Entwurf des Kernlehrplans für die Sekunadrstufe I von
Schulministerin Yvonne Gebauer (FDP), mit dem das Fach Wirtschaft-
Politik inhaltlich stärker auf ökonomische Themen ausgerichtet
werden soll. Damit verbundene Anderungen in den Stundentafeln
gingen zulasten der Politik- und Demokratiebildung. ,,Wir haben in

Deutschland kein Wirtschaftsproblem. Was wir brauchen, ist mehr
Bildung in Demokratiekompetenz und politischer Teilhabe", mahnte

der schulpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfrakion, Jochen Ott.

Nach Ansicht der Grünen-Sprecherin Sigrid Beer verpasst Gebauer mit
der Fachveränderung die Chance, im Zuge der Rückkehr zu Gg dem

Trend sich verbreitender menschfeindlicher Tiraden, Antisemitismus
und NS-Parolen mit zusätzlicher Lernzeit für Demokratiebildung
entgegenzuwirken.

Schleswig-Holstein: Nachdem die Landesregierung

bereits das Jahr 2019 zum ,,Jahr der politischen

Bildung" ausgerufen hatte, wurde sie vom Landtag

im September vergangenen Jahres aufgefordert, ein

Konzepl zur nachhaltigen Demokratiebildung und

verstärkten politischen Bildung an Schulen zu erstellen.

Den entsprechenden, einstimmig angenommenen Antrag (Drs. 19/966)

hatten alle Fraktionen m it Ausnah me der der Af D gemeinsam eingebracht.

Ziel müsse es demzufolge sein, die Kooperation mit politischen

Akteur*innen und regionalen Vereinen und Verbänden sowie die
Beteilig u n g der Schüler*innen an schulischen Entscheidungsprozessen

zu intensivieren. Darüber hinaus solle die kritische und historische
Aufarbeitung der schleswig-holsteinischen Geschichte in enger
Zusammenarbeit mit den Gedenkstätten und der Erinnerungskultur
wichtiger Bestandteil des Konzepts zur Demokratiebildung an Schulen
sein. ,,Demokratische Werte müssen frühzeitig erfahrbar und erlernbar
gemacht werden", betonte der Sprecher für politische Bildung der SPD-

Landtagsfraktion, Tobias von Pein.

Rheinland-Pfalz: lm Dezember vergangenen Jahres

nahm der Landtag einen Antrag der Regierungsfraktionen

SPD, Grünen und FDP (Drs. 1717919) an. Darin wird
die Landesregierung aufgefordert, den Ausbau der
Demokratiebildung bereits ab den Kindertagesstätten

über die Grundschulen bis hin zu weiterführenden
Schulen weiter zu fördern. Zudem solle der Etat für Demokratieeziehung,

Gewalt- und Extremismusprävention sowie die politisch-historische

Bildung ausgebaut bzw. verstetigt werden. Auch das die politische

Bildung enthaltende Schulfach Sozialkunde solle ausgeweitet und
gestärkt werden ' zusammengestellt von Hannes Reinhardt
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Unser Debatten-Thema: ,,Demokratie in der Schule - aber wie?"
zud Berlin (no). Demokatie-Lernen soll ein Grundprinzip an den Schulen aller Bundesländem sein. Das ist der Wille aller Kultusminister. §chul-

konferenzen, Klassenräte und Schülervertretungen sind wichtige Bausteine auf diesem Weg, sind jedoch nur wenigen Schüler*innen vorbehalten.

Schule als Mikrokosmos der Gesellschaft muss jedoch ein lnteresse daran haben, Demokratie - vom Grundschulalter an - für alle erfahrbar

zu machen. Das bedeutet mitdenken, nachdenken, überdenken und mitgestalten, kurz Partizipation für alle - unser Debatten-Thema.

Prof.-in Dr. Silvia-lris Beutel

,,Demolratie lemt matt in der Uerbindung von lernen und Engagement in unserer Demokratie - sicher aber nicht alleine durch Belehrung."

Demokatie lernerl wie geht das in der Schule? In erster Linie durch Tun und Miünacherl durch demokratisches

Handeln. Demohatie lernt man in der Verbindung von Lemen und Engagement in unserer Demolaatie -
sicher aber nicht alleine durch Belehrung. Lemen und Engagement verbinden sich in der Erfahrung eigener

Wirksamkeit (Autonomie - ich bin es, der etwas tut), eigenen Handelns (Kompetenz - ich kann es selbst)

und sozialerAnerkennung in der Schule. Denn die Schule ist nicht primär eine demol«atische krstitutiorq

wohl aber eine Institution unserer Dernolcatie: Sie sollte deshalb ein solches Erfalrungsleme,n und
Engagement fürdem rmd in Projekten systematisch ermöglichen. Schüler*innen können in erreichbaren

Emst-Situationen - beispielsweise in einem kommunalpolitischen Proj ekt, in einer Gedenkstättenarbeiq in
einer aktuellen und kontoversen politischenAuseinandersetzung, in einer kommunalen sozialen Einrichtung

oder ähnlichen thematisch Ergebnisse sichemden Projekt-Anangements - lemen und handeln. Ein in der

Schule zudem weit gefasster demokratiepädagogischer Rahmen stärkt solches Lernen. Der zeigf. sich in erner

lebendigen, anerkannten und von der Schule unterstützten Schülerverhetung, im guten Lernklima, in tansparenter und verstehbarer

Benotung und Zeugrissen sowie in der Beteiligung an unterrichtlichen Entscheidunge,n sowie einem beziehungsstlirkenden Umgangston

zwischen Lehrenden und Schü{er*innenschaft.

lnstilut lür Allgemeine 0ldaktik und §chulpädagogik an der Technischen Uniuercität Dortmund

UIf Daude

,,Slarum sollte nicht ein Uotum der §chüler*innen tiher eine

0nline-Abstimmung uorab eingeholt werden?"

Richtig: Demokratie muss erlebt und
erlernt werden. Dies muss aber

bereits im Elternhaus beginnen
und sich dann in Kita, Schule,

Ausbildung, Betrieben und
Ho chschulen forts etzen. Wichtig
ist dabei die obige Reihenfolge:

Erst erleben und dann erlernen!

Wenn Kinder von klein auf erleben,

dass ihre eigene Meinung ernst
genommen wird, verschiedene Interessen

berücksichtigt und Entscheidungen nach

Abwägung aller Meinungen getroffen werden, dann macht es flir
sie auch Sinn, die Hintergründe und Mechanismen nt erlemen,

wie Politik bei uns funktioniert und gemacht wird. Eine füihe
Beteiligung ist gar nicht so schwer: Was macht die Familie am

Wochenende? Wohin geht der Kita-Ausflug oder die Klassenfahrt?

Welches ist der geeignete Tägesrhythmus? Wer wird die neue

Lehrkraft? Welche Schwerpunkte werden inhaltlich oder im
Haushalt gese:tü. und wie soll sich die Einrichtung entwickeln?
Es ist die Aufgabe von uns Erwachsenen und Mitarbeiter*innen,

die Themen passend darntstellen und die Diskussionen 
^t

ermöglichen. Gerade die Digitalisierung bietethierru viele neue

Möglichkeiten: Warum sollte z.B. die nächste Schulkonferenz

nicht vorab im Schulforum diskutiert werden können oder

Gestaltung der Ausbildung(-sschwerpunkte) im Betrieb für das

nächste Jahr? Oder einVotum der Schüler*innen irber eine Online-

Ab stimmung vorab eingeholt werden? Die Entscheidungen bleiben

bei den zust'ändigen Gremien...werden am Ende aber sicher besser!

BundeeuorsitäBnder der
Arbeitssemeittschaft ftir Bildun$ {ÄtB} ln der Spn

Erika Takano-Forck

,,§chüler*innen ftlhlen sich dureh die tradierte ,Einhahnstrallen-
t{omnnunikation' * !r0lr der §chulleituns üher lehrerkräfie zur

$chüler*in * Gntmündlgt und entmutigt"

Seit Jahrzehnten fordert der
Bundeselternrat, die Mitwirkung
der Schülersinnen sowle anderer

B eteiligter an S chule zuverbes sern

- ntnächst in den Berafungs-
und Beteiligungsgremien,
später auch im Projektunterricht
oder im Klassenrat und in
der unabhängigen Evaluation
in paritätischer Besetzung mit
Pädagogen und Eltern oder Sorge-

berechtigten. Mit diesen Forderungen geht einher, dass

zu einer Mitwirkung auch die daru befühigenden Kompeter-rrcn

und Orientierungswissen wie auch der Vertrauensaufbau durch
eine gelebte Feedbacklrultur gehört. Letzt;ere dient gleicllz;eitig

der Unterrichtsentwicklung: durch Feedback erfährt die Lehrkraft,
wie ihre Lernangebote den unterschiedlichen Schüler*innen-
Lernbedürfrrissen gerecht werden. Allzu oft erleben wir noch,
dass sich die Schüler*innen durch die tradierte ,,Einbahnstraßen-
Kommunikation" - von der Schulleifung über Lehrerkräfte zvr
Schüler*in - entmtindigt und entmutigt fühlen, ihre Bedürftrisse an

Schule zu formulieren. Es ist nicht verwunderlich, dass solch eine

Prägung später im Erwachsenen-Dasein das Geflihl derpolitischen
Machtlosigkeit befeuert. Dabei gibt es bereits Schulen, die ganze

Methodenkoffer mit kurzen, praktikablen F eedback-Methoden
bereithalten. Der Bundeselternrat begreift Demokratiebildung
neben dem Wissenserwerb als eine ganzheitliche Ausbildung der

Fähigkeiten, dre nt einem besseren Zusamrrtenleben - aber auch

nx Atrtonomie des Einzelnen fuhrt.
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D€BRTT€: ßlLDUNg & Urlss€NScHRtT

Usamah Hammoud

,,Ein üttddachtes didamsc[m [olreft - lebhs kann Demolaatie nictt sein und mit lhmoMie lrat das rcctrt renig an lun."

Demos, das Volk, kratos die Herrschaft. Die altgriechische Übersetzung findet sich in so manchem Lehrbuch
wieder und noch viel öfter im Geschichtsunterricht deutscher Schulen, werm sich unsere Schülerinnen

und Schüler - gemeinsam mit den Frontallehrenden - der politischen Theorie antiker griechischer
Polisdemol«atie widmen. Die Schülerinnen und Schtiler werden in einem durchdachten didaktischen
Konzeptmit demWesen derDemol«atietheorie konfrontiertund sollen dabei im stetigen Bewusstsein
derhistorischenBedeutung und demAnspruch derkritischen Reflexionzum Demokratietheoretiker
erzogelr. werden. Lebloser kann Demokratie nicht sein und mit Demokratie hat das recht wenig

zu tun. Ztmtal sich die deutsche Lehrmethodik darauf stützt, dass Lehrer durch Kontrolle und
Steuerung Unterricht gestalten und lenken. Harte Worte? Vielleicht. In vielen deutschen Schulgesetzen

werden den Schülerinnen und Schülern Beteiligungsrechte eingeräumt. Etwa in parlamentarischen
Anhörungsverfahren, in den Schulgremien, aber auch im Unterricht. Ein guterAnsatz und dennoch verliert

)emol«atie jedweden K*pf, denn es drohe ein Machtverlust dereq die ,,herrschen". Demokratie beginnt nicht mit Eintritt in die
-, 

clljährigkeit oder als Erstwähler an einer Wahlurne. Demol«atie muss von klein auf gelebt werden und es gibt viele schöne Beispiele,
..ienvoranKlassenräteundSchülerparlamente. WirbrauchenDemokratiepädagogikinderLehrerausbildung,Demol«atieerlebnisse
','' ie Urwahlen an Schulen und vor ällem echte (!) Mitbestimmung im Unterricht und in der Gesetzgebung, auch auf Bundesebene.
)ie Politik sollte ihre Haltung grundsätzlich überdenken: Wenn sie Schüler wirklich emst nehmen will, dann bedeutet das eine
,rundsätzliche Einbindung in die Entscheidungsprozesse. Wir sollten - wie Willy Brandt bereits 1969 forderte - mehr Demöl«atie
.,i agen. Und zwar schnell.

Generalsekretär der Bundesschülerkonferenz und l"attdesschüleltlreoher des §aadandes

Birgit Koch

,,Angeslehts rc* fi ecktsruck rn* gesellscltafbpclltischer
Herausferderungsß m$s die Iniehu*g zrr Mün*igkcit r*d ru

demokratisck*n Wsrtc* wieder i* den *Iittelpu*kt guäskt wsrd*n""

Schule muss mehr leisten als die
Vermittlung von Lesen, Schreiben,

Rechnen. Am Beispiel des

He s sischen S chulge s etze s

lässt sich aufzeigen, welch
hohe B edeutung der
Gesetzgeber der Aufgabe der
Demokratieerziehung einst

zugemessen hat: Schule solle
dantbefrihigen,,staatsbürgerliche

Verantwortung zu übernehmen und
sowohl durch individuelles Handeln

-,. s auch durch die Wahrnehmung gemeinsamer Interessen
:.tt anderen zvr demokratischen Gestaltung des Staates und
. rer gerechten und freien Gesellschaft beizutragerf'. Doch
: e Realität an den hessischen Schulen wird diesem hohen
'"rspruch leider allntoft nicht gerecht: Ausgerechnet in,,Politik
.^:-'J Wirtschaft", dem Leitfach der politischen Bildung, wird
.ehr fachfremder Unterricht erteilt als in anderen Fächern.
r.: vielen Schulformen ist die vorgesehene Stundenzahl

. el zu gerit g. Auch in den anderen Bundesländern führte
-.3 politische Bildung über lange Zett ein Schattendasein.
*.::gesichts des Rechtsrucks in unserer Gesellschaft,
::-.eesichts ständig in die Welt gesendeter ,,Fake-News" und
- . Se sichts gesellschaftspolitischer Herausforderungen wie dem
'". rnawandel ist eine profunde politische Bildung mehr von
", --ten denn je. Die Erziehung zur Mündigkeit, die Erziehung
.. .lemokratischen Werten muss wieder in den Mittelpunkt

-:'S Bildungs- und Erziehungsauftrags der Schule gerückt
:rden !

§arsitzends des Landesuerbaildss llessen
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft {ßEIß}

Michael Blanck

,,fltsrn sehen klare llefirite in sin*r unrurelchends§
3erä*ksiahtigunil im t*hrplan und fshtrendem

S*staltungsfrairaum Iär Leilrkrä*s"'o

Wir erleben gesellschaftliche Veränderungen, politische
Verschiebungen und extremistische Auswüchse. Schule als
Spiegelbild der Gesellschaft trifft dies natürlich auch. Als
Reaktion hierauf hat die Politik wiederholt die Forderung
an die Schulen gerichtet, für mehr Demokratieerziehun g zu
sorgen. Allerdings zeigen die Befunde aus der von unserem
Bundesverband VBE in Auftrag gegebenen forsa-studie znm
Thema Werteerziehung deutlich: Zwar
sind Eltern wie auch Lehrkräften das

Thema Werteerziehung und eine

Orientierung an den gesetzlich
verankerten Bildungs- und
Erziehungszielen sehr wichtig.
Aber sie sehen klare Defizite
bei der Umsetzufig dieser
Ztele. Gründe fhr ein Nicht-
Erreichen einzelner Bildungs-
und Erziehungsziele sehen Eltern
wie auch Lehrkräfte vor allem in
elner vuzur eichenden B erücksichtigung
im Lehrplan und fehlendem Gestaltungsfreiraum für Lehrkräfte.
Was wir also brauchen, sind nicht nur Forderungen und
Lippenbekenntnisse der Politik, sondern die Schaffung
der notwendigen Bedingungen durch sie. Stuhlkreise,
Abstimmungen im Klassenverband und die Implementierung
demokrati s cher Strukturen in Lerngrupp on, Jahrgangs stufen und
Schulen sind aufwändig, aber lohnend. Damit Werte also erlebt
und gelebt werden können, braucht es weniger starre Strukfuren
und stattdessen mehr Flexibilität und vor allem mehr Zeit.

Uorsituender des Uerhands Bilduns und Erziehung {UBE}
*I ec kl e n hu rg -§rllpo m m e rn
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Uon einer Drittelparität - Lehrkräfte,
Eltern und r sind
meisten Schulgremien noch weit entfernt

zrud-GE§PRASll: PR(IF. BERIU§ 0UEAUHE[{

zw d-P O LI TI KMA GAZ IIr{ : H err Pr ofe s s or Ov er-
wien, um 75. März 2019, dem ersten globalen
Protesttug der Bewegung,, Fridays for future",
demonstrierten ullein in Deutschlund 300.000
j ung e M ens ch en, fust uus s chlielSlich S chülerin-
nen und Schüler, für den Klimaschutz" Sind
diese Streiks gegen die (deutsche) Klimupolitik
eiqe vorübergehende Euphorie oder Zeichen
eines neu erwuchtun fnturesses der Jugendli-
chen an gesellschaftspolitischen Themen und
s omit demokrutiebildend?

Prof. Bernd Overwien: Die Streiks und
Demonstrationen der Schülerinnen und Schüler
kommen nicht aus dem Nichts. Seit den neun-
ziger Jahren ist aus wissenschaftlichen Unter-
suchungen bekannt, dass Kinder und Jugend-
liche Umweltveränderungen mit Sorge und
Angsten wahrnehmen. In den Shell-Jugend-
studien von 2002-2015 ist die Sorge hinsicht-
lich der Umweltverschmutzungen bei 60
Prozent der jungen Menschen konstant hoch.
Der Klimawandel, der in der Studie von 2015
erstmal thematisiert wurde, löst bei 55 Prozent

der Jugendlichen und jungen Erwachsenen
Angste aus, 7 6 Prozent halten ihn für ein
großes oder sehr großes Problem. Die World
Vision Kinderstudie, die mit kinderspezifischen
Methoden 6- 1 1-Jährige befragt, sieht ebenfalls
Umweltängste bei 62 Prozent der Jungen und
Mädchen. Viele Jugendliche, auch das ergeben

die Jugendsfudien, versuchen mit eigenen Ver-
haltensänderungen auf die Klimaproblematik
zLL reagieren. Eine neuere Untersuchung des

BMU zeigt, dass junge Menschen zu83 Prozent
das Verbraucherverhalten als ursächlich sehen,

86 Prozent sehen aber die Handlungsmacht
beim Staat. Die ,,Fridays for Fufure"-Demon-
strationen haben also einen Hintergrund in den

Sorgen und Angsten junger Menschen. Offen-
bar bedurfte es einer Person wie Greta Thun-
berg, vielleicht als eine Art Katalysator, um
diese Haltungeo, verbunden mit Forderun-
getr, auf die Straße zu bringen. Dass größere

Teile der Jugend sich über diese Fragen ver-
stärkt politisieren und mit demokratischen Mit-
teln arbeiten, ist sicher sehr positiv zu sehen,

gerade in Zeiten, in denen am rechten Rand
einfache Lösungen propagiert werden, die zrLm

Teil durch brutale Gewalt unterlegt sind und
flir ein e ganz andere Art von Politisierung ste-

dieSchüler*innen

Prof. Dr. Bernd Overwien

ist Erziehungs- und

Politikwissenschaft-
ler. Er arbeitet seit

2008 an der Univer-

sität Kassel und leitet

dort das Fachgebiet Didaktik

der politischen Bildung.

Neben den Kernthemen der

politischen Bildung forscht

er zu internationalen Fragen

globalen Lernens , zur Erzie-

hu ng fü r nachhaltige Entwick-

lung und zur Kooperation

von schulischer und außer-

schulischer Bildung.
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,,[...]Es geht um das Phänomen der

>Wutbürger< oder um die The-

so, Populismus und Extremismus

würden Affekte adressieren und die

Rationalität demokratischer Pro-

zesse untergraben.[...] Der Band

nimmt eine Bestandsaufnahme der

Fachdebatte über die Bedeutung der

Emotionen in der politischen Bildung

vor und will deren Weiterentwicklung

anstoßen.[...] "

hen. Wie dauerhaft der demokratiebildende Ef-
fekt der neuen Umweltbewegung ist, hängt si-
cher auch damit zusammen, wie die Bewegung

auch konkrete Veränderungen in der politischen
Szene bewirkt.

22009 hat die Kultusministerkonferenz in
ö ihrem Beschluss die Erziehung zur Demo-
krutie als schulische Aufgabe erklärt. fn der
erneuerten Fassung des Beschlusses von 2018
heiISt es ,,Schwle kann und soll sich"uls Ort
erweisen, an dem Demokrutie uls dynumische
und ständige Gestaltungsaufgabe [...J reflek-
tiert und gelebt wird." Wie muss eine Schule
aussehen, in der Demokrutie gelebt werden
ksnn?

Es ist ja allgemein bekannt, dass Schule
ntnächst auch eine hierarchi s che Organis ation
ist, in der durch Noten auch gesellschaftliche

Positionen mit vergeben werden. Das ist eine
Seite von Schule, die allerdings bei guten päda-
gogischen Konzepten und einer Orientierung
auf Chancengleichheit und Förderung ihren
Schrecken verliert. Wünschenswert wäre es,

dass sich die KMK verstärkt fur bessere Arbeits-
bedingungen der Lehrkräfte einsetzet würde,
damit diese Seite der Schule mehr Platz fiir
Entwicklung hat. Zu einer demokratischen
Schule gehört also eine Förderung derjeni-
gen im Kern daztt, die von zuHause nicht die
besten Bedingungen mitbringen. Gleich zeitig
ist in der Institution Schule sehr viel Partizipa-
tion möglich. Die Schülervertretung, soweit
sie von der jeweiligen Schule ernst genommen

wird, kann viel bewirken. In einigen Bundes-
ländern gibt es Konzepte der Ausbildung von
Schülervertretern und -vertreterinnen, damit
diese besser in der Lage sind, sich einzuset-
zen. Hier ist noch viel Verbesserungsbedarf.
Allerdings kommt es nahirlich auch auf den
realen Einfluss der Vertrefungen an. Der kann
einerseits von Schulleitungen und Kollegien
gegeben werden, anderseits ist aber auch eine

Institutionalisierung ein wichtiges Zeichen. S o

gibt es in den wichtigsten Gremien der Schulen
im Bundesland Berlin eine Drittelparttät von
Lehrern, Eltern und Schülern. Andere Bundes-
länder sind davon weit entfernt. In den einzel-
nen Klassen kann der Klassenrat eine wich-
tige Funktion haben. Dabei kann es um aktuelle
Probleme gehen, aber auch um gestalterische
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Fragen der gesamten Schule. Die regelmäßig
erhobenen zahlen des LB S -Kinderbarometers
2018 zeigen, dass Schülerinnen und Schüler ein
großes Interesse daran haben, bei schulischen
Dingen mitntbestimmen. Immerhin 37 Prozent
ist es sehr wichtig und wichtig, auch bei der
Setzung von Unterrichtsthemen mitzuspre-
chen. Immerhin 29 Prozent finden dies noch
mittelmäßig wichtig. Natürlich ist Demokratie
in der Schule nicht ein Modell flir die garlze
Gesellschaft, um hier ein besseres Verständ-
nis zu ermöglichen, bedarf es auch eines guten
Politikunterrichts. Eine reale Partizipation in
der Schule, die überdies ja auch von der tIN-
Kinderrechtskonvention gefordert wird, tragt
zv einem demokratischen Bewusstsein der
Schülerinnen und Schüler bei. 

,

)Die Reulität sieht unders üüts. Noch steht
ö sich die Institution Schule selbst im Weg.

Ihre jetzige Struktur und Organisation ist
fiir das Demokratie-Lernen eher hemmend
als firderlich. Welche Schritte sind notwen-
dig, um uüls einer hierarchisch strukturierten
Schule eine purtiziputorisch struktarierte zu
entwickeln?

Es mag ja efwas zäh daherkommen, wenn ich
hier die Ressourcen nenne. Glei chzeitis ist es

aber so, dass andere Länder erheblich mehr
Mittel zvr Verftigung stellen, damit Klassen-
frequenzen von etwa 18 Schülern (Schweiz)
möglich sind. Auch zusätzliche Stellen für
Inklusion sind anderswo eher erreichbar, a1s

dies bei uns der Fall ist. Demokratie in der
Schule braucht eben auch zeitliche Räume und
Lehrkräfte, die hier auch organisational in der
Lage sind, sich in diesem Sinn e zv engagieren.
Wenn dies auch unter schlechten Bedingungen
viele Lehrkräfte dennoch schaffen, geschieht
dies leider oft auf Kosten der eigenen gesund-
heitlichen Ressourcen, wie etwa die Potsdamer
Lehrerstudie schon vor Jahren gezeigthat. Um
noch einen Hinweis auf die Rahmenbedingun-
gen nicht zrl yergessen: Auch die räumlichen
Voraussetzungen sind in vielen Schulen sehr
schlecht. Bekanntlich sagt ja auch der Zustand
der Räume etwas über den Stellenwert aus,
der der Institution seitens der Politik gege-
ben wird. Gleichzertig ist es ja nicht so, dass

wir nicht wüssten, wie demokratische Schule
geht. Einerseits gibt es private Gründungen wie
die Neue Schule Hamburg , zv deren Konzept
eine demokratische Struktur gehört. Schon auf
deren Website wird betont, dass Schülerin-
nen und Schüler Zeitbenötigen, um Räume zu
erkunden, um zu reden, um Impuls e zu finden
und um Interessantes zu erforschen. An die-
ser Schule können Schülerinnen und Schüler
sogar Lehrkräfte abwählen, was allerdings in
l1 Jahren nur ein einziges Mal geschehen ist.

,, Politiku nterricht an

Beruflichen Schulen

findet oft nicht statt,

was insofern beson-

ders schme rznafl ist,...

... vveil hier 1 ,6 Millionen
junge Menschen

jährlich nicht oder

nur unzureichend von
politischer Bildung

erreicht werden.

r.. Bei vielen von ihnen

ist dies dte letzte

C hance, staatlicherseits

hier politische Bildung

wirke n zu lassen. "

BITDUNO & U'ISSCNSCHRIT

Andererseits gibt es viele Schulen, die in den
eng gesetzten Rahmen staatlicher Finanzier-
ung immerwiederRäume öffnen. So die,,Ge-
brüder-Grimm-Schule", eine Grundschule aus
Hamm, die den deutschen Schulpreis erhalten
hat. Als sogenannte Brennpunktschule wurden
hier mit wenigen Ressourcen Lernumgebungen
geschaffen, in denen Schüler injahrgangsge-
mischten Gruppen lernen, unter Anwendung
weiterer innovativer Methoden. Loben und
Wertschätzen spielt eine wichtige Rolle und
monatliche Schulversammlungen bringen die
Schule zu gemeinsamen Gesprächen zusam-
men. Es ließen sich weitere Schulen erwähnen,
wie etwa die bekannte Helene-Lange-schule in
Wiesbaden oder die Offene-Schule-Waldau in
Kassel, beides integrierte Gesamtschulen, die
den Status einer hessischen Versuchsschule ha-
ben mit etwas mehr Ressourcen und so demo-
kratische Entwicklungen ermöglichen können.
Daraus kann man lernen, dass ,,etwas mehr
Ressourcen" demol«atieftirdernd gut angelegt
sind.

|Wnl zitiert ist die Aussage des Politikwis-
ö senschaftlers Prof, Dr. Michuel Greven

,rNiemundwird als Demokrut geboren,,. Men-
schen müssen also zu Demokrsten herange-
bildet werden. In welchem Alter sollte mit dem
Demokratie-Lernen begonnen werden?

Schon im Sachunterricht der Grundschule
werden demokratierelevante Fragen angespro-
chen, wie die Kinderrechte, Formen des Zusam-
menlebens in der Gesellschaft oder sogar Fra-
gen des Umgangs mit der Umwelt und einer
nachhaltigen Entwicklung. Ein Verständnis
demokratischer Gesellschaft kann hier sehr
frtih gegründet werden. Nach der Grundschule
wird es aber wieder sehr viel enger, weil der
Politikuntenicht später einsetztund oft nur sehr
wenige Stunden umfasst. Die Studie ,,sprichst
Du Politik" der Friedrich-Ebert-Stiftung hat
schon 20ll ergeben, dass junge Menschen
zwischen 16 und 19 Jahren sich mehrheitlich
einen fräheren Politikunterricht gewünscht
hätten. Diesem Wunsch wird nicht entspro-
chen. Eine andere Studie der Zeitschrift Bravo
zusarnmen mit dem Umfrageinstitut youGov
ergab 2017, dass junge Menschen zwischen
14 und 17 Jahren nt 76 Prozentin der Schule
über Politik sprechen und sehr viel weniger mit
Eltern oder Freunden. Nur eine knappe Mehr-
heit beurteilt den selbst erfahrenen Politikun-
terricht allerdings so, dass sie in ihm gelernt
hätten, wie Demokratie funktioniert und das
politische System aufgebaut ist. Das deutet auf
wenig Beschäftigung mit den wichtigen Fragen
und leider auch auf schlechte Qualität hin. Das
deutet auch auf das weit verbreitete Problem
des fachfremden Unterrichts hin.
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)Nuch Berechnungen der GEW beträgt in
ö NRW der Anteil politischer Themen 7,3

Prozent vom Gesumtunterricht in der Sekun-
durstufe I. Luut stutischer Übersicht 404 des

Schulministeriums des Landes NrRW wur-
den im Schuljahr 2018/19 von ullen erteil-
ten Unterrichtsstunden im Fach Politik an
Hauptschulen 9114 Prol,ent, an Gesumt-
schulen 57,2 Prozent und an Gymnusien 25,6
Prozent fuchfremd erteilt. Itlicht nur in NRW
ist dieses Missverhältnis zu beobachten. Ein
Alurmzeichen liir die Fachleute! Diese - Sie

waren Mitinitiutor - hutten schon im Okto-
ber 2018 mit einer Fachtugung in der Evun-
gelischen Akademie in Hofgeismor reugiert.
Wie wur die Antwort der Fuchleute uuf die-
ses Problem?

Die Zahlen flir NRW bilden sich in ähnlicher
Form auch in Hessen ab, wie eine Landtagsan-

frage ergab. Es ist davon auszr.Igehen, dass dies

in allen Bundesländern ähnlich aussieht. Eine

Untersuchung der Kollegin ArUa Besand aus

Dresden hat ergeben, dass Politikunterricht an

Beruflichen Schulen oft nicht stattfindet, was
insofern besonders schmerzhaft ist, weil hier
1,6 Millionen junge Menschen jährlich nicht
oder nur unzureichend von politscher Bildung
erreicht werden. Bei vielen von ihnen ist dies

die letzte Chance staatlicherseits hier politische
Bildung wirker zlr lassen. Wir haben während

der Tagung in Hofgeismar mit Lehrkräften,
Wissenschaftlern, Journalisten und auch Lan-
despolitikern diskutiert. Am Ende der Diskus-
sionen haben wir die wichtigsten Schritte einer

Verbes serung besprochen :

I Politische Bildung muss ab der füihkindli-
chen Bildung durch demokratische Partrzipa-
tion der Kinder beginnen. Von der Primarstufe,

über die Sekundarstufen, bis hin zurberuflichen
Bildung müssen die Fächer der Politischen Bil-
dung durchgehend von fachlich qualifrzierten
Lehrkräften unterrichtet werden.

I Mit häufig lediglich einer lJnterrichtsstunde/
Woche ab Klasse
8, die in Haupt-
und Realschulen
sowie in beruflichen
Schulen zwischen
50 und 80 Prozent
fachfremd unter-
richtet wird, kön-
nen Schulen ihren
demokratischen Bil-
dungsauftrag nicht
gerecht werden.

I Politische Bi1-

dung muss in
allen Schulformen
gestärkt werden. Für

die gesellschafts-wissenschaftlichen Fächer
(d.h. Politik, Wirts chaft, Recht, Gesells chaftl
Sozialkunde/So ziologie, Geschichte, Geo-
graphie) müssen insges amt deutlich mehr
Unterrichtsstunden, in der Sekundarstufe I
sechs Stunden pro Woche in jedem Schuljahr
zrr Yerfligung stehen.

I Wir fordern Kultusministerien dazu auf,
Lehrkräfte, die Universitäten und Studien-
seminare mit einem Abschluss der Fächer
Sachunterricht, Politik, Sozialkunde, Gesell-

schaftswissenschaften, Geschichte und Geo-
graphie verlassen, genauso voffangig in den

Schulen einzustellen, wie dies in den letzten
Jahren für andere Fächer z.B. im MINT:Be-
reich galt.

I Die Studienzeiten fiir die Lehramtsstudi-
engänge der Grund-, Haupt- und Realschule

sind in allen Bundesländern auf das Niveau von
Masterstudiengängen für das Lehramt an Gym-
nasien (10 Semester) anzugleichen

)Zum Abschluss: In welchem Verhöltnis
ö muss beim Demokratie-Lernen Fachwis-

sen über Demokrutie zu Demokratie-Leben
stehen?

Im Unterricht insgesamt geht es um Kompe-
tenzen, uffi das also, was Menschen am Ende

wissen und können. Fachwissen gehört also
als Orientierungswissen zttm Demokratie-
Lernen dazu. Ich bin sehr der Meinung, dass

Learning by doing ein wichtiger Teil men-
schlichen Lernens ist. Es reicht aber nicht aus.

Ohne fundierte Kenntnisse demokratischer
Möglichkeiten und Strukturen und auch über
Grenzen und Gefahren entsteht eher Hilflo-
sigkeit, wenn es dann zv Konflikten kommt.
Insofern steht Wissen auch ganz oben auf der
Skala der Wichtigkeit. Es gibt allerdings ein
reichhaltiges Methodenrepertoire politischer
Bildung, um damit den Wissenserwerb zrl
erleichtern und auch dem Vorurteil zu begeg-
nen, politische Bildung sei etwas zu Trockenes.

Dazu allerdings bedarf es der gut ausgebildeten
Fachleute. Die sollten dann auch in der Lage
sein, mit außerschulischen Bildungsakteuren
zu kooperieren. So arbeitet die Berliner Fitz-
Karsen-Schule im Bundesprogramm,,Respect

Coaches" mit einem außerschulischen Träger
zusammen. Hier werden vielftiltige Aktivi-
täten der Demokratiebildung umgesetzt, was
einzelne L ehrkräft e s i c h er üb erfo rdern würde .

D erartige Koop erationen s o llten den künftigen
Lehrkräften schon in der Ausbildung nahege-

bracht werden. r
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